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Antwort 

der Bundesregierung 


auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Ulla Jelpke, Dr. Gregor Gysi 
und der Gruppe der PDS 
-- Drucksache 13/7151 — 


Mutmaßliche Tötungsdelikte durch ein Mitglied der Berliner Neonazi-Szene 


Am 19. Februar 1997 verübte der rechtsextreme Kai Diesner einen An- 
schlag auf einen Buchhändler in Berlin/Marzahn, im Gebäude, in dem 
sich auch das Wahlkreisbüro des Bundestagsabgeordneten Dr. Gregor 
Gysi befindet. Kai Diesner begründete seine Tat damit, daß die PDS eine 
„extrem deutschfeindliche Partei"' sei (dpa, 26. Februar 1997, 16:27). 
Am 23. Februar 1997 erschoß Kai Diesner einen Polizisten und verletzte 
einen weiteren schwer (TAZ, 27. Februar 1997, SZ, 27, Februar 1997). 


1. Welche verfassungsschutzrelevanten Erkenntnisse liegen der Bun- 
de sregierimg über Kai Diesner vor? 


Es entspricht ständiger Praxis der Bundesregierung, keine Aus- 
künfte zu laufenden Ermittlungs- und Strafverfahren zu geben. 
Auf die Antwort der Bundesregierung vom 11. März 1997 auf die 
entsprechende schriftliche Frage des Abgeordneten Siegfried 
Vergin (SPD) vom 26. Februar 1997 wird verwiesen. Im übrigen 
veröffentlicht die Bundesregierung personenbezogene Daten und 
wertende Stellungnahmen zur politischen Tätigkeit von Einzel- 
personen im Bereich des Extremismus nur unter den Voraus- 
setzungen des § 16 Abs. 2 Satz 2 BVerfSchG. 


2. Welche verfassungsschutzrelevanten Erkenntnisse liegen der Bun- 
desregierung über Diesners Aktivitäten in der mittlerweile ver- 
botenen „Nationalen Alternative" (NA Berlin) vor? (TAZ, 25. Fe- 
bruar 1997) 


Die Antwort wurde namens der Bundesregierung mit Schreiben des Bundesministeriums des Innern vom 21. März 
1997 übermittelt. 

Die Drucksache enthält zusätzlich - in kleinerer Schrifttype -den Fragetext. 
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Auf die Antwort der Bundesregierung vom 11. März 1997 auf die 
entsprechende schriftliche Frage des Abgeordneten Siegfried 
Vergin (SPD) vom 26. Februar 1997 wird verwiesen. 


3. Welche verfassungsschutzrelevanten Erkenntnisse liegen der Bun- 
desregierung vor über Diesners Aktivitäten im „Ku Klux Klan" 
(KKK)? (FR, 25. Februar 1997) 


Keine. Auch der in der Fragestellung zitierte Artikel behauptet 
nicht, daß es solche Kontake gebe. 


4. Welche verfassungsschutzrelevanten Erkenntnisse liegen der Bun- 
desregierung vor über Diesners Rolle im „Weißen Arischen Wider- 
stand" (WAW)? (FR, 25. Februar 1997) 


Eine Organisation mit dem Namen „Weißer Arischer Widerstand" 
in Deutschland ist den Verfassungsschutzbehörden nicht bekannt. 
Gleiche oder ähnlich lautende Bezeichnungen wurden in der 
rechtsextremistischen Szene Berlins aber wiederholt verwendet. 
Im übrigen wird auf die Antwort zu Frage 1 verwiesen. 


5. Welche verfassungsschutzrelevanten Erkenntnisse liegen der Bun- 
desregierung vor über die Aktivitäten der „White Aryan Resistance" 
im Internet? (FR, 25. Februar 1997) 


Die Homepage der „White Aryan Resistance (Hate Page)" ist seit 
Anfang 1996 im Internet vertreten. Sie ist nicht über Links deut- 
scher Homepages errreichbar. Es werden überwiegend Bücher, 
Zeitschriften, Audio- und Videokassetten angeboten, die ihren 
Titeln nach auf rechtsextremistische Inhalte schließen lassen. 


6. Trifft es zu, daß es sich bei der 1983 von Tom Metzger in den USA 
gegründeten Gruppe „Weißer Arischer Widerstand" (WAW), die 
über einen Ableger in Berlin verfügt, entsprechend des Berichts in 
der Berliner Zeitung vom 26. Februar 1997 um eine in der Bundes- 
republik Deutschland nicht verbotene Organisation handelt? 

Wenn ja, in welcher Weise gedenkt die Bundesregierung gegen die 
Aktivitäten des WAW vorzugehen? 


„White Aryan Resistance" (WAR) verfügt über keinen „Ableger" 
in Berlin. Es sind auch keine Aktivitäten dieser Gruppierung in 
Deutschland bekannt. 


7. Trifft es zu, daß es sich bei dem seit 1993 erscheinenden Organ des 
WAW „NS-Denkzettel" um eine nicht indizierte Zeitschrift handelt? 

Wenn ja, in welcher Weise gedenkt die Bundesregierung gegen 
diese Zeitung vorzugehen? 


Die Publikation „NS Denkzettel" ist kein „Organ des WAW" ; in ihr 
sind lediglich auch Beiträge zum Thema „Weißer Arischer Wider- 
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stand" enthalten. Die bisher erschienenen Ausgaben der Publi- 
kation waren nicht Gegenstand eines Indizierungsverfahrens, da 
ein Antrag nach § 11 Abs. 2 GjS in Verbindung mit § 2 der Durch- 
führungsverordnung zum GjS bislang nicht gestellt wurde. Seit 
Februar 1994 sind keine Ausgaben der Publikation mehr erschie- 
nen. Die Bundesregierung nimmt den Hinweis in der vorliegen- 
den Kleinen Anfrage zum Anlaß, die bisher erschienenen Aus- 
gaben der Publikation im Hinblick auf eine mögliche Indizierung 
überprüfen zu lassen. 


8. Welche verfassungsschutzrelevanten Erkenntnisse liegen der Bun- 
desregierung vor über die „German national socialist and hammer- 
skin page" (Deutsche nationalsozialistische und Hammerskin-Seite) 
im Internet? (FR, 25. Februar 1997) 


Die „German National Socialist and Hammerskinpage" ist seit 
Ende 1996 im Internet eingestellt. Die in englischer Sprache ab- 
gefaßte Homepage enthält vor allem Bezugsadressen für „Ham- 
merskin "-Fanzines und CD's sowie Links zu Musikvertriebsdien- 
sten und anderen Skinhead-Organisationen. 


9. Welche verfassungsschutzrelevanten Erkenntnisse liegen der Bun- 
desregierung vor über Kai Diesners Rolle in der „NSDAP/AO" ? (FR, 
25. Februar 1997) 


Auf die Antwort zu Frage 1 wird verwiesen. 


10. Welche verfassungsschutzrelevanten Erkenntnisse liegen der Bun- 
desregienmg vor über Diesners Rolle im 1980 gegründeten „Asgard 
Bund"? (FR, 25. Februar 1997) 

11. Welche verfassungsschutzrelevanten Erkenntnisse liegen der Bun- 
desregierung vor über Diesners Rolle in der 1987 entstandenen Or- 
ganisation „Wotans Volk" (später: „Hauptschulungsamt Wotans 
Volk")? (FR, 25. Februar 1997) 


Keine. 


12. Welche verfassungsschutzrelevanten Erkenntnisse liegen der Bun- 
desregierung vor über Diesners Verbindung zu Arnulf Priem, dem 
führenden Berüner Neonazi und Landesgeschäftsführer der ver- 
botenen „Deutschen Alternative", der zur Zeit wegen Waffen- 
besitzes inhaftiert ist? (TAZ, 25. Februar 1997) 


Auf die Antwort zu Frage 1 wird verwiesen. 


13. Welche Verbindungen bestehen zwischen Diesner und der „Hilfs- 
organisation für nationale politische Gefangene "> (HNG), die eng 
mit dem Ku-Klux-Klan (KKK) und der NSDAP/ AO kooperiert? 
(Handbuch deutscher Rechtsextremismus, herausgegeben von Jens 
Mecklenburg, Berlin 1996, S. 274-276) 
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Über eine enge Kooperation des KKK bzw. der NSDAP/AO mit 
der HNG ist nichts bekannt. Im deutschsprachigen Organ „NS 
Kampfruf" der NSDAP/AO wird seit einigen Jahren die HNG- 
„ Gefangenenliste" veröffentlicht. Im übrigen wird auf die Antwort 
zu Frage 1 verwiesen. 


14. Weiche verfassungsschutzreievanten Erkenntnisse liegen der Bun- 
desregierung vor über Diesners Mitgliedschaft in der Ostberliner 
Nazi-Rockergruppe „Die Vandalen - Ariogermanische Kampfge- 
meinschaft"? (JW, 26. Februar 1997) 


Keine. 


15. In welchen Fällen wurde JDiesner wegen rechts extremer Straftaten 
verurteilt? 

16. Hat es nach Kenntnis der Bundesregierung gegen Diesner in der 
Vergangenheit Ermittlungsverfahren wegen § 129 a StGB gegeben? 

17. Welche Kenntnis hat die Bundesregierung über die Herkunft der 
Waffen, die sich in Diesners Besitz befanden, und um welche Waffen 
handelt es sich? 

18. Hat die Bundesregierung Hinweise darauf, daß diese Waffen aus 
Beständen stammen, mit denen rechtsterroristische Kreise in Berlin 
oder in anderen Teilen des Bundesgebietes oder des Auslandes be- 
liefert werden? 


Auf die Antwort zu Frage 1 wird verwiesen. 


19. Hat die Bundesregierung Hinweise darauf, daß Diesner Kontakte zu 
österreichischen Rechts extremen hatte? (Bitte auf listen, zu welchen 
Organisationen und Personen Diesner Kontakt hatte.) 


Nein. 


20. Gab es nach Kenntnis der Bundesregierung bei der Anfang 1996 
erfolgten Verurteilung Diesners nach § 127 StGB („Bildung eines 
bewaffneten Haufens") seitens der Ermittlungsbehörden Hinweise 
auf rechtsextreme Strukturen? 

Wenn ja, mit welchen Ergebnissen wurden diese Hinweise verfolgt? 


Auf die Antwort zu Frage 1 wird verwiesen. 


21. Wann wird die Bundesregierung zu dem Mordversuch am Buch- 
händler Klaus B. und zur Tötung des Polizeibeamten durch den 
Todesschützen Diesner öffentüch Stellung nehmen? 


Es ist ständige Praxis der Bundesregierung, zu laufenden Ermitt- 
lungs- und Strafverfahren nicht Stellung zu nehmen. 


22. Wie viele (vollendete bzw. versuchte) Tötungsdelikte mit einem 
rechtsextremen Hintergrund hat es im Jahr 1996 gegeben (bitte 
Fälle einzeln aufführen)? 
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In welchen Fällen handelte es sich um Tötungsdelikte an politischen 
Gegnern (bitte Fälle einzeln auf führen)? 

23. Wie viele (vollendete bzw. versuchte) ausländer- und fremden- 
feindliche Tötungsdelikte hat es im Jahr 1996 gegeben (bitte Fälle 
einzeln auf führen)? 


Auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Ulla Jelpke und der 
Gruppe der PDS, Drucksache 13/6813, und die Antworten der 
Bundesregierung vom 11. Februar 1997 zu den Fragen 1 und 2, 
Drucksache 13/6941, wird verwiesen. 


24. Liegen der Bundesregierung verfassungsschutzrelevante Erkennt- 
nisse darüber vor, in welchen Fällen die PDS seit dem Beginn der 
12. Wahlperiode Objekt rechtsextremer Aktivitäten gewesen ist 
(Drohbriefe, Drohanrufe, Anschläge auf Büros, antisemitische und 
andere neonazistische Schmierereien, Anschläge auf Personen) 
(bitte einzeln auflisten)? 


Den zuständigen Behörden sind u. a. die folgenden rechtsextre- 
mistisch motivierten Straftaten zum Nachteil der PDS bekannt 
geworden. Die Übersicht erhebt keinen Anspruch auf Vollstän- 
digkeit, da insbesondere die Geschädigtenangabe im polizei- 
lichen Informationssystem APIS aufgrund datenschutzrechtlicher 
Bestimmungen einer zweijährigen Aussonderungsfrist unterliegt. 


21. 11. 1990 Rendsburg, 

Beleidigung eines Plakatierers der PDS; 

31. 12. 1991 Magdeburg, 

Eindringen mehrerer Personen in die Landesge- 
schäftsstelle der PDS und Störung einer dortigen 
Sylvesterfeier; 

12. 3. bis 

15. 3. 1993 Havelberg, 

Drohanruf zum Nachteil der PDS-Landtagsfraktion; 

14. 5. bis 

17. 5. 1994 Bernburg, 

unbekannte Täter beschmieren die PDS-Geschäfts- 
stelle mit Hakenkreuzen; 


6. 9. 1994 


9. 9. bis 
11. 9.1994 

28. 9. 1994 

30. 9. 1994 


Bremen, 

Bombendrohung (mittels Fax) im Namen eines „Re- 
volutionstribunals Bremen" gegen die am 3. Oktober 
1994 in Bremen durchgeführte Vereinigungsfeier; das 
Fax trägt als vermeintliche Absenderangabe eine 
Fax-Nummer der PDS; 

Delmenhorst, 

Beschädigung von zahlreichen aufgestellten PDS- 
Wahlplakaten im gesamten Stadtgebiet; 

Göttingen, 

Beschädigung von PDS-Wahlplakaten; 

Bremen, 

Beschädigung von PDS-Wahlplakaten; 
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18. 4. 1995 

19. 4. 1995 

11. 5. 1995 
8. 5. 1995 

6. 6. 1995 

4. 8. 1995 

24. 8. 1995 

7. 11. 1995 

2. 12. 1995 

7. 1. 1996 

21. 9. bis 
23. 9. 1996 


Bremen, 

Körperverletzung zum Nachteil eines Plakataufstel- 
lers der PDS; 19. 4. 1995; 

Grevesmühlen, 

Sachbeschädigung (Eier-/Tomatenwürfe) an PDS- 
Geschäftsstelle; 

Hamburg, 

Drohanrufe zum Nachteil eines MdB der PDS; 
Niesky, 

Bedrohung durch Jugendliche bei PDS-Lesung, 
„Rote Socken" - und „Heil Hitler "-Rufe; 

Dessau, 

Anbringen von Plakaten, deren Inhalt sich gegen 
die PDS richtete; 4. 8. 1995; 

Cottbus, 

Drohschreiben mit volksverhetzendem Inhalt an 
PDS-Geschäftsstelle; 

Cottbus, 

Sachbeschädigung an PDS-Wahlplakat; 

Nürtingen, 

Drohanruf gegen PDS-Veranstaltung in einer Gast- 
stätte; 

Karlsruhe, 

Drohanruf gegen PDS-Veranstaltung in einer Gast- 
stätte; 

Pforzheim, 

Sachbeschädigung an PDS-Wahlplakat; 
Eisenhüttenstadt, 

Eingang eines Faxes mit beleidigendem Inhalt beim 
PDS-Gebietsvorstand. 
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